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"104102 ruitnrtfar
GATE\STADTHAAN

DIE BURGERMEISTERIN

Veränderungsantrag zum Haushaltsplanentwurf 2024

Lfd. Nr. (wird von 20-1 vergeben)

Antragsteller:
Amt + Name

20 Esser Datum: 08.11.2023

Produkt: alt: 010920, neu: 020110

Sachkonto: 542300

Bezeichnung: Leasing Kfz

Jahr alt neu Differenz

2024 1.800 1.800 0

2025 1.800 1.800 0

2026 1.800 1.800 0

2027 1.800 1.800 0

Begründung: Ber,2,CL 1 I 112 rij .

Der Ansatz der Leasingkosten für den Vollstrecker-PKW kann auf dem Produkt 010920 entfallen.
Der Wagen wird künftig durch das Ordnungsamt genutzt und der gleiche Aufwand ist bei 020110
einzuplanen.

Die Vollstreckung nutzt zukünftig für Außendienste Pool-Fahrzeuge.

Dezernatsleitung:

dd(
Amtsleitung:

Veränderungsantrag bitte vollständig ausgefüllt und unterschrieben bis 17.11.2023 zurück
an die Kämmerei senden! Vielen Dank!

20-1: m> in Änderungsliste.xlsx erfasst:

=> in H+H eingeplant



Fraktion Wählergemeinschaft Lebenswertes Haan

An die Bürgermeisterin der Stadt Haan
Frau Dr. Warnecke
An den Vorsitzenden des  FOA
Herrn Kaimer
Rathaus
42781 Haan

nächster FOA, HFA, Rat
Haushaltsplanberatungen – Aufhebung Ratsbeschluss vom 20.06.2023
Kirmesgebührensatzung gem. rechtlicher Anforderungen – keine Subvention von Schaustellerbetrieben

Sehr geehrte Frau Dr. Warnecke,
sehr geehrter Herr Kaimer,

für den FOA, HFA und Rat beantrage ich im Namen der WLH Fraktion für den  Tagesordnungspunkt

Haushaltsplanberatungen 

Beschlussvorschlag:

1. Der Ratsbeschluss vom 20.06.2023 zur Änderung der Kirmesgebührensatzung wird aufgehoben.
2. Die Kirmesgebührensatzung 2023 wird gem. rechtlicher Erfordernisse berechnet, wie dies vom

RPA festgestellt wurde und auskömmlich für die Stadt Haan ist.
3. Im Haushaltsplan wird dies unter Produkt 020230 entsprechend berücksichtigt.

Begründung:
Dass die Bürgermeisterin dem Rat am 20.06.2023 vorgeschlagen hatte die Schausteller der Haaner 
Kirmes jährlich ab 2023 zu subventionieren, d.h. dass die Stadt Haan selbst 10% der ansatzfähigen Kosten
für die Kirmesgebühren übernimmt, wie dies eine Ratsmehrheit mitgetragen hat, aber nur vier Monate 
später sollen nun Kürzungen bei den Zuwendungen der Wohlfahrtsverbänden gekürzt werden in fast 
entsprechender Höhe zeigt das soziale Ungleichgewicht im Haushaltsplanentwurf. Dies muss n.E. Der 
WLH-Fraktion wieder hergestellt werden.

Hinzu kommt, dass wir jetzt erst durch das RPA erfahren haben, dass die von der Fachverwaltung in die 
Kalkulation eingerechneten 18.171,60€ als Sonderposten – siehe Anlage 2 GBB zum öffentlichen Top Rat 
20.06.2023 – nicht den Regelungen im §6 Abs.4 KAG NRW entsprechen. 

Mit freundlichen Grüßen

Meike Lukat
- Fraktionsvorsitzende WLH -

Fraktion Wählergemeinschaft Lebenswertes Haan 
Geschäftsstelle: Berliner Str.6, 42781 Haan

Vorsitzende Meike Lukat, Am Kauerbusch 12, 42781 Haan Tel: 02129/6649
stellv. Vorsitzende Annegret Wahlers, Königstr.16, 42781 Haan, Tel.: 02129/59464

Geschäftsführerin Barbara Kamm, Am Kauerbusch 10,42781 Haan, Tel.: 02129/7794
Email: Ratsfraktion@wlh-haan.de       www.facebook.com/WLHFraktion 1

6. November 2023

Fraktion WLH - Am Kauerbusch 12 - 42781 Haan

___

__

PB 02                                  FOA, HFA, Rat P01

FOA 23.11.: von WLH i. HFA geschoben
- siehe TOP 6.1 des Rats vom 12.12.2023 
sowie die Kalkulation der Kirmesgebühren 
2024 (60/064/24) -



Amt 20  09.11.2023 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Antrag abzulehnen. 
 
Einrechnung Sonderposten: 
 
Zur Einrechnung des Sonderpostens wurde die Expertise von Herrn Dr. Queitsch 
(Städte- und Gemeindebund NRW) angefordert: 
 
Seit dem 15.12.2022 ist der Ausgleich von Überdeckungen und Unterdeckungen in 
§ 6 Abs. 4 Satz 2 und Satz 3 KAG NRW geregelt. 
  
§ 6 Abs. 4 Satz 2 KAG NRW normiert, dass Überdeckungen innerhalb von 4 Jahren 
nach Ablauf der Bezugskalkulationsperiode auszugleichen sind. Unterdeckungen 
sollen gemäß § 6 Abs. 4 Satz 3 KAG NRW innerhalb von 4 Jahren ausgeglichen 
werden.  
  
Maßgeblich ist, dass der Landesgesetzgeber immer nur 4 Jahre Zeit lässt und nach 
Ablauf der 4 Jahre insbesondere Unterdeckungen nicht mehr ausgeglichen werden 
können. 
  
Bei Überdeckungen besteht die Pflicht zum Ausgleich. Diese Pflicht kann deshalb 
nicht dadurch umgegangen werden, dass die Stadt die 4 Jahre verstreichen lässt, denn 
auch in diesem Fall wäre die Ausgleichs-Pflicht bei Überdeckungen („sind“) nicht erfüllt 
worden. 
  
In Anbetracht dessen kann es grundsätzlich als zulässig angesehen werden, jedenfalls 
Überdeckungen im 5. Jahr nach Ablauf der Bezugskalkulationsperiode noch 
zurückzugeben.  
  
Bei Unterdeckungen geht dieses hingegen nicht, weil definitiv nur 4 Jahre zum 
Ausgleich zur Verfügung stehen und dieser Zeitraum deshalb auch zum Schutz der 
Gebührenschuldner nicht verlängert werden kann. Dabei bedeutet das Wort „sollen“ in 
§ 6 Abs. 4 Satz 3 KAG NRW, dass sich die Stadt auch entscheiden kann, eine 
Unterdeckung nicht auszugleichen und diese über allgemeine Haushaltsmittel zu 
finanzieren. 
  
Rechtsprechung zu der Frage des Ausgleichs von Überdeckungen über das 4. Jahr 
hinaus, gibt es bislang nicht.  
  
Zumindest spricht bei Überdeckungen für diese Möglichkeit, dass sich auch zeitlich 
später (nach Ablauf der 4 Jahre) noch Einnahmen ergeben können (z. B. Zahlungen von 
säumigen Gebührenschuldnern) und der Landesgesetzgeber jedenfalls in § 6 Abs. 4 
Satz 2 KAG NRW eine zwingende Rückgabepflicht für Überdeckungen geregelt hat. 
 
Insoweit ist zwar die Feststellung des RPA richtig, dass die Einrechnung des 
Sonderpostens nicht § 6 Abs. 4 S. 3 KAG NRW entspricht, aber die Einrechnung des 
(überfälligen) Überschusses durch die Verwaltung war zwingend erforderlich, um den 
rechtlichen Anforderungen zu genügen. 
 
D.Abel 
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